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U r t e i l  v o m  1 6 .  M ä r z  2 0 1 7
I I .  z i v i l r e c h t l i c h e  A b t e i l u n g

Bundesrichter von Werdt, Präsident,
Gerichtsschreiber Möckli.

A.________,
Beschwerdeführer,

gegen

Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde KESB 
Oberaargau.

Massnahmekosten (Fürsorgerische Unterbringung),

Beschwerde gegen den Entscheid des Obergerichts des 
Kantons Bern, Kindes- und Erwachsenenschutzgericht, 
vom 3. März 2017.

Besetzung

B u n d e s g e r i c h t

T r i b u n a l  f é d é r a l

T r i b u n a l e  f e d e r a l e

T r i b u n a l  f e d e r a l

Gegenstand

Verfahrensbeteil igte



Sachverhalt:

Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde Oberaargau (KESB) wies 
A.________ am 20.  Mai  2015  zur  Begutachtung  ins  Psychiatriezen-
trum U.________ ein.  Mit  Entscheid  vom 24.  Juni  2015 hielt  sie  ihn 
dort zurück. Die Unterbringung dauerte bis zum 5. Februar 2016.

Für  die  Unterbringung  finanzierte  die  KESB insgesamt  Fr.  37'725.-- 
vor.  Mit  Entscheid  vom 12.  Oktober  2016  wurde  A.________  ange-
wiesen, den von der Ausgleichskasse des Kantons Bern vergüteten 
Betrag von Fr. 26'148.35 an die KESB zu überweisen; der Differenz-
betrag von Fr. 11'576.65 wurde vorläufig gestundet bzw. mit mit Ent-
scheid vom 25. Oktober 2016 erlassen.

Beschwerdeweise  verlangte  A.________,  dass  die  ganzen  Kosten 
vom Kanton zu tragen seien, weil er zu Unrecht im Psychiatriezentrum 
U.________  untergebracht  worden  sei;  ferner  verlangte  er  die  Ver-
gütung der ihm während dieser Zeit entgangenen Ergänzungsleistun-
gen.

Mit  Entscheid vom 3.  März 2017 wies das Obergericht  des Kantons 
Bern die Beschwerde ab, soweit es darauf eintrat, im Wesentlichen mit 
der  Begründung,  Anfechtungsobjekt  sei  einzig  der  Entscheid  vom 
12. Oktober 2016 und somit die Frage der Massnahmekosten (Art. 40 
lit.  b  KESB/BE);  diese  seien  von  der  KESB  vorgeschossen  worden 
(Art.  42 Abs.  1 KESG/BE),  jedoch grundsätzlich von der betroffenen 
Person zu tragen (Art. 41 Abs. 1 KESG/BE), und nach entsprechender 
Abklärung  durch  Verfügung  zurückzuverlangen  (Art.  41  Abs.  3 
KESB/BE). Ferner wies es auch das Gesuch um unentgeltliche Rechts-
pflege ab.

Dagegen  hat  A.________  am  16.  März  2017  eine  Beschwerde  er-
hoben mit den Begehren, der Kanton Bern habe sämtliche Kosten zu 
tragen und es seien ihm die entgangenen Ergänzungsleistungen aus-
zurichten; ferner verlangt er die unentgeltliche Rechtspflege.

Erwägungen:

1.
Angefochten ist der kantonal letztinstanzliche Entscheid betreffend die 
Kosten einer fürsorgerischen Unterbringung (Art. 72 Abs. 2 lit. b Ziff. 6 
und Art. 75 Abs. 1 BGG), für welche der Beschwerdeführer im Umfang 
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von Fr. 26'148.35 zur Weiterleitung der seitens der Ausgleichskasse 
erhaltenen Beiträge verpflichtet  wurde.  Fraglich ist,  ob der Streitwert 
von Fr. 30'000.-- gemäss Art. 74 Abs. 1 lit. b BGG erreicht ist. Indes 
verlangt der Beschwerdeführer auch die Überweisung angeblich fehlen-
der Ergänzungsleistungen und er stellt im Übrigen die Rechtsmässig-
keit  der seinerzeitigen fürsorgerischen Unterbringung in Frage.  Inso-
fern kann davon ausgegangen werden, dass – entsprechend der da-
hingehenden, jedoch keinen Bezug auf die Besonderheiten des vorlie -
genden Falles nehmenden – Rechtsmittelbelehrung die Beschwerde 
in Zivilsachen gegeben ist.

Auf diese kann jedoch von vornherein nicht eingetreten werden, soweit 
der  Beschwerdeführer  anderes  als  das  Anfechtungsobjekt  kritisiert 
(KESB,  Staatsanwaltschaft,  frühere  Entscheide,  etc.)  und  soweit  er 
den durch dieses bezeichneten Verfahrensgegenstand ausdehnen will 
(Rechtmässigkeit der Unterbringung, Rechtsmittelfristen bei der Unter-
bringung, etc.).

2.
Gemäss Art. 42 Abs. 2 BGG ist in der Beschwerdebegründung in ge -
drängter Form darzulegen, inwiefern der angefochtene Akt Recht ver -
letzt. Die Begründung muss sachbezogen sein und sich auf den Streit -
gegenstand beziehen und beschränken; der Beschwerdeführer hat in 
gezielter Auseinandersetzung mit den für das Ergebnis des angefoch-
tenen Entscheides massgeblichen Erwägungen plausibel aufzuzeigen, 
welche Rechte bzw. Rechtsnormen die Vorinstanz verletzt haben soll  
(BGE 140 III 86 E. 2 S. 88 f.; 140 III 115 E. 2 S. 116).

Diesen Begründungsanforderungen wird die Beschwerde nicht gerecht. 
Das Obergericht hat die Grundlagen der Kostenauflage im Einzelnen 
genannt, und damit setzt sich der Beschwerdeführer nicht auseinander. 
Vielmehr macht er – ungeachtet der zutreffenden obergerichtlichen Er-
wägung, dass die Einweisung rechtskräftig sei und darauf im Kosten-
entscheid  nicht  zurückgekommen  werden  kann  –  geltend,  er  sei  zu 
Unrecht eingewiesen worden, weshalb der Kanton die Kosten tragen 
müsse.

Ebenso wenig setzt er sich mit der obergerichtlichen Begründung zur 
Abweisung der unentgeltlichen Rechtspflege auseinander, wenn er sich 
diesbezüglich auf die Frage beschränkt,  wieso denn das Obergericht 
auf  die Beschwerde  eingetreten  sei,  wenn  es  sie  offenbar  als  aus -
sichtslos angesehen habe.
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3.
Nach  dem Gesagten  erweist  sich  die  Beschwerde  als  offensichtlich 
unzureichend begründet, weshalb auf sie nicht eingetreten werden kann 
und der Präsident  im vereinfachten Verfahren entscheidet  (Art.  108 
Abs. 1 lit. b BGG).

4.
Entsprechend dem Gesagten muss die Beschwerde als von Anfang an 
aussichtslos  betrachtet  werden,  weshalb  es an den materiellen  Vor-
aussetzungen für die unentgeltliche Rechtspflege fehlt (Art. 64 Abs. 1 
BGG) und folglich das betreffende Gesuch abzuweisen ist.

Die Gerichtskosten sind dem Beschwerdeführer aufzuerlegen (Art. 66 
Abs. 1 BGG).
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Demnach erkennt der Präsident:

1.
Auf die Beschwerde wird nicht eingetreten.

2.
Das Gesuch um unentgeltliche Rechtspflege wird abgewiesen.

3.
Die Gerichtskosten von Fr. 500.-- werden dem Beschwerdeführer auf-
erlegt.

4.
Dieses Urteil wird den Parteien, der KESB Oberaargau und dem Ober-
gericht  des  Kantons  Bern,  Kindes-  und  Erwachsenenschutzgericht, 
schriftlich mitgeteilt.

Lausanne, 16. März 2017

Im Namen der II. zivilrechtlichen Abteilung 
des Schweizerischen Bundesgerichts 

Der Präsident: Der Gerichtsschreiber:

von Werdt Möckli
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